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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 9 SB 59/13 B 
 
L 13 SB 81/10 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 20 SB 162/09 (SG Bremen) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und  
 Beschwerdeführerin, 
 
Bevollmächtigter: ………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Freie Hansestadt Bremen, 
vertreten durch das Amt für Versorgung und Integration Bremen, 
Friedrich-Rauers-Straße 26, 28195 Bremen, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. Dezember 2013 durch die  

Richter   K r u s c h i n s k y ,   H e i n z    und   O t h m e r     

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 10. Juli 2013 Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwalt D.                   ,             , beizuordnen, wird abge-

lehnt.  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im vorgenannten Urteil 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 10.7.2013 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen des Merkzeichens 

"G" verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim 

Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt und zugleich die Bewilligung von Prozess-

kostenhilfe (PKH) beantragt.  

 

Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung von PKH ist abzulehnen, weil die von ihr beabsichtigte 

Rechtsverfolgung vor dem BSG keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 S 1 

SGG iVm § 114 S 1 ZPO). Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevoll-

mächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde erfolgreich zu 

begründen.  

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätz-

liche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemein-

samen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Ver-

fahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist hier weder nach dem Vorbringen des Klägers noch 

nach summarischer Prüfung des Streitstoffes ersichtlich. 

 

Zunächst ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das von der Klägerin 

angegriffene Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeu-

tung im Sinne dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage auf-

wirft, die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt (vgl BSGE 40, 158 

= SozR 1500 § 160a Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 39). Die Frage muss außerdem klä-

rungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, wenn die Antwort darauf von vornhe-

rein praktisch außer Zweifel steht (vgl BSGE 40, 40 = SozR 1500 § 160a Nr 4) oder bereits 

höchstrichterlich entschieden ist (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 13, 65). Rechtsfragen, die in 

diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind hier nicht ersichtlich. 

 

Eine Zulassung nach § 160 Abs 2 Nr 2 SGG scheidet ebenfalls aus. Die danach erforderliche 

Abweichung (Divergenz) ist gegeben, wenn das angefochtene Urteil auf einer bestimmten 

Rechtsauffassung beruht, die zu der in einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG zugrunde gelegten Rechtsansicht in Widerspruch steht. Davon kann hier nicht ausge-

gangen werden. Die Vorinstanz hat sich an der Rechtsprechung des BSG orientiert. 

 

Schließlich ist auch kein Verfahrensmangel ersichtlich, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur 

Zulassung der Revision führen könnte. Sofern die Klägerin eine mangelnde Aufklärung des 
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Sachverhalts oder eine fehlerhafte Beweiswürdigung des LSG rügen wollte, könnte sie damit 

keine Revisionszulassung erreichen. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend 

gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und 

auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Während Angriffe gegen 

die Beweiswürdigung des LSG iS von § 128 Abs 1 S 1 SGG damit von vornherein für die Be-

gründung einer Nichtzulassungsbeschwerde ausscheiden, ist hier auch kein Beweisantrag er-

sichtlich, den das LSG unter Verstoß gegen die Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG) übergan-

gen haben könnte. Soweit die Klägerin gegenüber dem LSG auf einer Begutachtung durch ih-

ren behandelnden Arzt S.        bestanden hat und das LSG diesem Antrag nicht gefolgt ist, han-

delt es sich um ein Verhalten des LSG, das allein im Rahmen des § 109 SGG (Anhörung eines 

bestimmten Arztes auf Antrag des behinderten Menschen) zu würdigen ist. Eine denkbare Ver-

letzung dieser Norm kann jedoch gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG als Verfahrensmangel 

nicht gerügt werden. 

 

Da der Klägerin nach alledem keine PKH zusteht, kann sie auch nicht die Beiordnung eines 

Rechtsanwalts beanspruchen (§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

Die Beschwerde der Klägerin ist unzulässig. Sie entspricht nicht der gesetzlichen Form. Die 

Klägerin konnte die Beschwerde, worauf sie in der Rechtmittelbelehrung des angefochtenen 

Urteils zutreffend hingewiesen worden ist, wirksam nur durch einen vor dem BSG zugelassenen 

Prozessbevollmächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) einlegen lassen. Weder die Klägerin selbst (§ 73 

Abs 4 S 5 SGG) noch ihr bevollmächtigter Ehemann gehören zu dem vor dem BSG vertre-

tungsberechtigten Personenkreis. 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG ohne 

Beteiligung ehrenamtlicher Richter.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG.  
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